Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7199 


13. 03. 97 


Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Steffi Lemke, Gila Altmann (Aurich) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/7043 — 


Rechtliche, ökologische und ökonomische Grundlagen der Strombaumaßnahmen 
an der Elbe 


1. Teilt die Bundesregierung die Forderung des Bundesamtes für Na- 
turschutz nach Aussetzung der Strombaumaßnahmen an der Elbe 
und nach der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, 
um Schäden und Risiken für den Wasserhaushalt der Auen und für 
den Bestand der Auenwälder zu vermeiden und wenn nein, warum 
nicht? 


Eine Aussetzung der Unterhaltungsmaßnahmen an der Elbe 
widerspricht den gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes zur Gewähr- 
leistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs und 
des ordnungsgemäßen Wasserabflusses. Alle Unterhaltungsmaß- 
nahmen wurden bisher und werden auch künftig mit den zu- 
ständigen Landesbehörden abgestimmt. Sie berühren nicht die 
Auwälder. 

Sofern eine Maßnahme rechtlich nicht als Unterhaltung, sondern 
als plangenehmigungs- oder planfestellungsbedürftiger Ausbau 
einzuordnen ist, wird selbstverständlich ein entsprechendes Ver- 
fahren mit Umweltverträglichkeitsuntersuchung durchgeführt, 
was aus heutiger Sicht insbesondere für die Stadtstrecke Magde- 
burg (Elbe-km 317 bis 333), die Erosionsstrecke zwischen Mühl- 
berg und Coswig (Elbe-km 120 bis 230) und die bisher nicht nach 
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den Niedrigwasserregulierungszielen ausgebaute „Reststrecke" 
bei Dömitz (Elbe-km 508 bis 521) erfolgen wird. 


2. Wie reagiert die Bundesregierung auf die Ergebnisse des vom Bun- 
desamt für Naturschutz in Auftrag gegebenen Gutachtens zur Frage 
der Einordnung der an der Elbe durchgeführten und geplanten 
Strombaumaßnahmen als Flußausbau? 


Das Gutachten der Rechtsanwälte Dr. Seilmann und Blume zur 
Beurteilung von Strombaumaßnahmen an der Elbe führt zu keiner 
Abkehr von der bisherigen, durch Rechtsprechung gestützten 
Rechtsauffassung, wonach ein großer Teil der Strombaumaß- 
nahmen als Unterhaltung einzustufen ist. 


3. Wie erklärt die Bundesregierung die Diskrepanz zwischen dem Be- 
schluß des Deutschen Bundestages zum Bundesverkehrswegeplan 
(BVWP) zu den Strombaumaßnahmen Elbe einerseits, daß „bei 
sorgfältiger Abstimmung auf den nachfolgenden Planungsstufen 
(Umweltverträglichkeitsuntersuchung/landschaftspflegerischer Be- 
gleitplan/Planfeststellung) ein ökologisch tragbarer und relativ kon- 
fliktarmer Ausbau mit Ausgleich von Beeinträchtigungen erwartet 
werden" kann (BVWP 1992, Projekt W 6) und der Tatsache anderer- 
seits, daß diese Strombaumaßnahmen ohne die gesetzlich vorge- 
schriebenen Prüfungen durchgeführt werden? 


Die Strombaumaßnahmen an der Elbe umfassen - wie zu Frage 1 
bereits erwähnt - neben den Unterhaltungsmaßnahmen auch 
Streckenabschnitte, in denen Ausbaumaßnahmen vorgesehen 
sind, für die folglich auch die erforderlichen Verfahren und Prü- 
fungen durchgeführt werden. Die angeführte Diskrepanz besteht 
somit nicht. 


4. Wie wurde ohne Umweltverträglichkeitsprüfung berücksichtigt, 
daß Fluß, Ufer und Aue eine untrennbare Einheit bilden und Ein- 
griffe in die Flußdynamik auch Folgen auf den Lebens- und Wirt- 
schaftsraum Aue haben können? 


Die mit den zuständigen Landesbehörden abgestimmten Unter- 
haltungsmaßnahmen haben keine relevanten Folgen für den Le- 
bens- und Wirtschaftsraum Aue und die Flußdynamik. 


5. Wie werden die berechtigten Belange der Nutzer der Flußlandschaft 
(Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei, Tourismus, Kommunen, 
Naturschutz) bei den laufenden Strombaumaßnahmen berück- 
sichtigt, wenn es - wie bisher geschehen - keine Beteüigungsver- 
fahren gibt? 


Sofern es sich bei den Strombaumaßnahmen rechtlich um Aus- 
baumaßnahmen handelt, werden die betroffenen Belange im 
Rahmen der durchzuführenden Planfeststellungsverfahren mit 
Öffenthchkeitsbeteiligung berücksichtigt. 

Für Unterhaltungsmaßnahmen ist, sofern sie Belange des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege berühren können, eine Be- 
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teiligung der zuständigen Naturschutzbehörden vorgeschrieben. 
Sofern wasserwirtschaftliche und landeskulturelle Belange be- 
troffen sind, schreibt das Gesetz sogar die Herstellung eines Ein- 
vernehmens mit den zuständigen Landesbehörden vor. Alle diese 
vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren werden durchgeführt. 
Darüber hinaus findet im Ergebnis der „ Elbeerklärung " des Bun- 
desministers für Verkehr mit den Umweltverbänden vom 5. Sep- 
tember 1996 auch noch eine (gesetzlich nicht vorgeschriebene) 
Maßnahmeabstimmung mit den Natur schütz verbänden im Rah- 
men der vereinbarten gemeinsamen Arbeitsgruppe statt. Andere 
Interessen werden bei Unterhaltungsmaßnahmen nicht berührt. 


6. Ist es richtig, daß die bereits angelaufenen Strombaumaßnahmen 
auf der Grundlage von 60 bis 100 Jahre alten Planfest- 
stellungsbeschlüssen durchgeführt werden und hält es die Bundes- 
regierung heute noch für verantwortbar, die neueren wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse der Flußökologie und Strömungsdynamik 
zu ignorieren? 

7. Welche Planfeststellungsbeschlüsse gelten für die Strombau- 
maßnahmen bei Dessau (Elbe-km 253-258), wie heißt die Planfest- 
stellungsbehörde und wie lautet das Beschlußdatum? 

8. Wie wird bei Strombaumaßnahmeyi verfahren, wenn die Planfest- 
stellungsbeschlüsse nicht mehr auffindbar sind? 


Rechtliche Grundlage der bereits angelaufenen Strombau- 
maßnahmen an der Elbe sind nicht die verschiedenen Rechtsakte, 
mit denen das Stromregulierungskonzept an der Elbe ausgehend 
von der Wiener-Kongreßakte vom 9. Juni 1815 über die Jahr- 
zehnte hinweg legalisiert wurde. Die rechtliche Grundlage der 
Arbeiten sind vielmehr die §§ 7 und 8 des Bundeswasser- 
straßengesetzes. Es handelt sich bei diesen Maßnahmen um die 
Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes eines be- 
stehenden Stromregulierungskonzeptes, also um Unterhaltung. 
Hierfür bedarf es rechtlich des Rückgriffs auf die Genehmigungs- 
akte nicht. 


9. Wie erklärt die Bundesregierung den Widerspruch, daß die 500 Mio. 
DM teure Gesamtmaßnahme „Strombaumaßnahmen an der Elbe" 
als hoch wirtschaf tlich bezeichnet und mit einem Nutzen-Kosten- 
Faktor von 9,3 ausgewiesen werden, andererseits 360 Mio. DM nicht 
in diese Kostenrechnung einbezogen wurden (siehe Drucksache 13/ 
5805; Antwort auf die Große Anfrage „Wasserstraßenausbau an 
Elbe und Saale im Zusammenhang mit der Güterverkehrspolitik" 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)? 


Die aufgeführten Gesamtkosten für die Strombaumaßnahmen an 
der Elbe zwischen Lauenburg und der tschechischen Grenze in 
Höhe von 500 Mio. DM umfassen rd. 360 Mio. DM für die Sub- 
stanzerhaltung und rd. 140 Mio. DM für Erweiterungsinvestitio- 
nen. Nach der für alle Verkehrsträger geltenden Bewertungs- 
methodik der Bundesverkehrswegeplanung werden nur die Er- 
weiterungsanteile gesamtwirtschaftlich bewertet. 
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10. Wie läge der Nutzen-Kosten-Faktor, wenn nicht nur 140 Mio. DM, 
sondern die wahren Gesamtkosten in Höhe von 500 Mio. DM in 
Rechnung gestellt würden? 


Alle Investitionen zum Erhalt der vorhandenen verkehrlichen In- 
frastruktur werden nach der Methodik der Bundesverkehrs- 
wegeplanung bei allen Verkehrsträgern von vornherein als volks- 
wirtschaftlich rentabel angesehen. Daher ist auch für den Er- 
haltungsanteil der Strombaumaßnahmen an der Elbe keine 
Nutzen-Kosten-Untersuchung notwendig gewesen. Folglich kann 
auch kein Nutzen-Kosten-Verhältnis für die Gesamtinvestitionen 
an der Elbe angegeben werden. 


11. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der jüngst vom 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) vorgelegte Stu- 
die mit dem Ergebnis, daß der Ausbau der vielerorts veralteten 
Wasserstraßen unter verkehrswirtschaftlichen Aspekten nicht für 
sinnvoll erachtet wird? 


Die Bundesregierung stimmt der Einschätzung des Deutschen In- 
stituts für Wirtschaftsforschung nicht zu, daß der Wasserstraßen- 
ausbau vielerorts unter verkehrswirtschaftlichen Aspekten nicht 
sinnvoll sein soll. Vielmehr hält sie den Wasserstraßenausbau auf 
der Grundlage der Untersuchungen für den Bundesverkehrs- 
wegeplan r 92 weiterhin für wirtschaftlich geboten und für die Si- 
cherung des Wirtschaftsstandortes Deutschland unverzichtbar. 


12. In welchem Umfang sollen nach der Gemeinsamen Erklärung zur 
Elbe vom 5. September 1996 mit dem Bekenntnis zum Elbe-Seiten- 
kanal als der besseren Alternative für die Schiffahrt Investitions- 
mittel von der Elbe zum Elbe-Seitenkanal umgeleitet werden? 


Die vorgesehenen Maßnahmen an Elbe und Elbe-Seitenkanal er- 
fordern keine Umlenkung von Investitionsmitteln. 


13. Inwieweit erfordert die Gemeinsame Erklärung zur Elbe nach Auf- 
fassung der Bundesregierung eine komplette Neubewertung der 
Baumaßnahmen an der Elbe? 

14. Inwieweit ziehen nach Einschätzung der Bundesregierung die sich 
aus der Gemeinsamen Elbeerklärung ergebenden geringeren Ko- 
sten einen neuen Nutzen-Kosten-Faktor nach sich? 


Eine Neubewertung der Strombaumaßnahmen an der Elbe hält 
die Bundesregierung nicht für notwendig, da aufgrund der „Elbe- 
Erklärung" weder auf der Nutzen- noch auf der Kostenseite mit 
erheblichen Änderungen zu rechnen ist. Das Nutzen-Kosten-Ver- 
hältnis wird sich daher nicht wesentlich ändern. 
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